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Die weitergehenden Beschlüsse vom 17. 10. 2006 werden für den Bebauungsplan und den 
Rahmenplan getrennt neu gefasst: 
Das neu zu beschließende Aufstellungsverfahren wird gemäß § 13a BauGB des Gesetzes 
zur Innenentwicklung der Städte vom 21. 12. 2006 (BGBl. 2006, S. 3316), welches am 01. 
01. 2007 in Kraft getreten ist, durchgeführt. 
 
1. Der folgende Einleitungsbeschluss ist neu zu fassen: 
 
Es wird ein qualifizierter Bebauungsplan im Sinne von § 30 Abs. 1 BauGB für folgende 
Flurstücke aufgestellt: 
Fl. Nr. 85 Teilfläche, 86 und 167/2 Teilfläche (Straßenfläche Ulrichstraße) 
Es ist beabsichtigt, ein Mischgebiet (MI) gemäß § 6 BauNVO festzusetzen. 
Die Auftragsvergabe ist bereits erfolgt an Architekten Hans Baumann & Freunde, Falkenberg 
24, 85665 Moosach. 
Die Aufstellung erfolgt nach § 13 a BauGB i. d. F. des Gesetzes zur Innenentwicklung der 
Städte vom 21. 12. 2006 (BGBl. 2006, S. 3316), welches am 01. 01. 2007 in Kraft getreten 
ist. 
 
Die Voraussetzungen für das beschleunigte Verfahren sind wie folgt gegeben: 
- Die zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 Baunutzungsverordnung beträgt  
   weniger als 20 000 m²; 
- Es wird keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet, die einer Pflicht zur Durchführung der  
   Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung  
   oder nach Landesrecht unterliegen. 
- Es werden durch die Planung keine FFH-Gebiete oder Europäischen Vogelschutzgebiete  
  beeinträchtigt. 
 
1. 1. Die Beschlüsse vom 17.10.2006 werden im Folgenden für den Bebauungsplan neu 
gefasst. 
 
Städtebauliches Konzept 
Dies sieht eine teilweise geschlossene dreigeschossige Bebauung entlang der Ulrichstraße 
mit Laden- und Gewerbenutzung vor. Dahinter ist Wohnen in Mehrfamilien- oder 
Reihenhäusern bzw. Doppel- oder Einzelhäusern geplant. Durch die unmittelbare Nähe zur 
Stadtmitte muss der Städtebau urbanen Charakter aufweisen. 
 
Grenzbebauung 
Es ist jeweils nur einseitige Grenzbebauung an den Westgrenzen der Grundstücke Fl. Nr. 
86, 88/1 und 90, Gmkg. Ebersberg, zulässig bzw. unveränderte Grenzbebauung beidseitig 
bei Fl. Nr. 90/2 und ostseitig bei 145/2, Gmkg. Ebersberg. 
 
Abstandsflächen 
Abstandsflächen nach BayBO bzw. nach Bebauungs- oder Rahmenplan jeweils an den 
Ostseiten von Fl. Nr. 86, 88/1 und 90, Gmkg. Ebersberg mit der Maßgabe, dass 
erdgeschossige Bebauung mit flachem oder flach geneigtem Dach (z. B. Garage oder 
überdachte Tiefgaragen-Zufahrt) zulässig ist. 
 
Öffentliche Zugänge oder Zufahrten 
Es soll eine gemeinsame Zufahrt zu den Grundstücken Fl. Nr. 85 und 86 von der 
Ulrichstraße her geschaffen werden und durch beschränkt persönliche Dienstbarkeiten 
sowohl zu Gunsten der Stadt Ebersberg als auch gegenseitig zu Gunsten der beteiligten 
Grundstücke gesichert werden. Die Errichtung einer Schranke auf der öffentlichen 
Zufahrtsfläche ist nach den Erschließungsvoraussetzungen gem. Art. 4 BayBO nicht 
zulässig. 
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Ein Geh- und Fahrtrecht auf Fl. Nr. 86 zu Gunsten des Hinterliegergrundstückes Fl. Nr. 87 
und der Stadt Ebersberg soll ebenfalls durch eine beschränkt persönliche Dienstbarkeit 
gesichert werden. 
 
Im vorliegenden Bebauungsplanentwurf muss eine Wendemöglichkeit für Feuerwehr- und 
Rettungsfahrzeuge und für den öffentlichen Verkehr auf der Fl.Nr. 86 bereitgestellt werden 
(Wendeanlagen Typ 2 nach EAE 85/95). 
 
Fuß- und Radweg 
Auf Fl. Nr. 86 soll durch eine beschränkt persönliche Dienstbarkeit ein Wegerecht zugunsten 
der Stadt Ebersberg für einen Fuß- und Radweg auf der Zuwegung zu Fl. Nr. 87 bis zur 
Flurstücksgrenze Nr. 88/1 gesichert werden. 
 
Tiefgaragen-Zufahrten 
Die Tiefgaragen-Zufahrt soll mit gegenseitigen Durchfahrtsrechten für alle Grundstücke 
gesichert werden, sodass langfristig bei (auch abschnittsweiser) Realisierung einer 
Gesamttiefgarage die Ein- bzw. Ausfahrt von Osten und Westen ermöglicht wird. Zusätzliche 
Ein- und Ausfahrten nach Norden zur Ulrichstraße wären dann möglich, aber nicht 
erforderlich. Nach derzeitiger Sachlage ist diese Sicherung in ihrer Gesamtheit nicht 
erreichbar, weshalb im Bereich des Rahmenplanes eine Lösung angestrebt wird, die sowohl 
Einzeltiefgaragen auf jedem Grundstück als auch eine Zusammenführung der Tiefgaragen 
ermöglicht und gleichzeitig die Erschließung der südlichen Grundstücksteile zulässt.  
 
Straßenseitige Gebäudeflucht 
Die straßenseitige Gebäudeflucht des Bestandes soll erhalten bleiben und somit möglichst 
keine Abtretung von Flächen für Gehweg, Park- und Grünstreifen stattfinden.  
Auf eine Verschwenkung der Ulrichstraße nach Norden wird aufgrund der zu erwartenden 
hohen Kosten für Anschnitt und Absicherung der Böschung verzichtet. Der Umgriff des 
Rahmenplanes wird entsprechend zurückgenommen. Ein Grünstreifen mit Parkbuchten, wie 
in der städtebaulichen Studie des Büros Immich vorgesehen, ist damit auf der südlichen 
Seite der Ulrichstraße nicht mehr möglich. 
 
Bestandsschutz 
Die bestehenden Gebäude sollen grundsätzlich Bestandsschutz genießen. Bei einer 
bebauungsplankonformen Bebauung erlischt der Bestandsschutz. Mit den Festsetzungen 
soll eine Lösung eingearbeitet werden, inwieweit der Bestandsschutz bei teilweiser 
Realisierung zu erhalten ist. 
 
Baurecht nach § 34 BauGB 
Grundsätzlich soll der Bebauungsplan das derzeit anzuwendende Baurecht nach § 34 
BauGB nicht einschränken. 
 
Verfahrensbeteiligung 
Die beteiligten Grundstückseigentümer sollen am Verfahren direkt beteiligt werden, d. h. in 
gleicher Weise wie die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange. 
 
Kostenübernahme 
Als Auslöser des Bebauungsplanes erfolgt beim Grundstückseigentümer der Fl.-Nr. 86, 
Gmkg. Ebersberg (Zwingler jun.), anteilig nach dessen Grundstücksfläche, eine Kosten-
übernahme aller für das Verfahren erforderlichen anfallenden Kosten.  
 
Es ist anzufügen, dass aufgrund der gemeinsam erfolgten Vorgespräche vor Ort und in der 
Verwaltung seitens der Beteiligten eine spürbare Verbesserung der Akzeptanz für die 
Aufstellung eines Bebauungsplanes festzustellen ist. Die dargestellten Ziele und Wünsche 
sind als Empfehlungen und Anregungen zu sehen, die so umfassend wie möglich in den 
Planentwurf eingearbeitet werden. 
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Die Verwaltung empfiehlt, das Verfahren wie von Architekt Baumann erläutert 
weiterzuführen. Es wird davon ausgegangen, dass die erforderlichen Dienstbarkeiten für die 
Zufahrten zugunsten der Stadt Ebersberg und die öffentliche Widmung für den Geh- und 
Radweg innerhalb der nächsten Wochen vorliegen. 
 
Einstimmig mit 9 : 0 Stimmen beschloss  der Technische Ausschuss den 
Einleitungsbeschluss vom 17. 10. 2006, bekannt gemacht am 13. 12. 2006, in Bezug auf den 
Geltungsbereich aufzuheben und mit nachfolgendem Beschluss neu zu fassen. 
Die weitergehenden Beschlüsse vom 17. 10. 2006 werden für den Bebauungsplan und den 
Rahmenplan getrennt neu gefasst. 
 
Einstimmig mit 9 : 0 Stimmen beschloss der Technische Ausschuss das neu zu 
beschließende Aufstellungsverfahren gemäß § 13a  BauGB  des Gesetzes zur 
Innenentwicklung der Städte vom 21. 12. 2006 (BGBl. 2006, S. 3316), welches am 01. 01. 
2007 in Kraft getreten ist, durchzuführen. Die Voraussetzungen liegen hierzu vor. 
 
Einstimmig mit 9 : 0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss den  
Einleitungsbeschluss, wie folgt neu zu fassen (Punkt 1:) 
Es wird ein qualifizierter Bebauungsplan im Sinne von § 30 Abs. 1 BauGB für folgende 
Flurstücke aufgestellt: 

Fl. Nr. 85 Teilfläche, 86 und 167/2 Teilfläche (Straßenfläche Ulrichstraße) 
Es ist beabsichtigt, ein Mischgebiet (MI) gemäß § 6 BauNVO festzusetzen. 
Die Auftragsvergabe ist bereits erfolgt an Architekten Hans Baumann & Freunde, 
Falkenberg 24, 85665 Moosach. 
Die Aufstellung erfolgt nach § 13 a BauGB i. d. F. des Gesetzes zur Innenentwicklung der 
Städte vom 21. 12. 2006 (BGBl. 2006, S. 3316), welches am 01. 01. 2007 in Kraft 
getreten ist. 
Die Voraussetzungen für das beschleunigte Verfahren sind wie folgt gegeben: 
- Die zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 Baunutzungsverordnung beträgt 
weniger  
  als 20 000 m²; 
- Es wird keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet, die einer Pflicht zur Durchführung 
der  
  Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
oder  
  nach Landesrecht unterliegen. 
- Es werden durch die Planung keine FFH-Gebiete oder Europäischen 
Vogelschutzgebiete  
  beeinträchtigt.  
 
Einstimmig mit 9 : 0 Stimmen beschloss  der Technische Ausschuss die Beschlüsse  vom 
17.10.2006,  wie unter  Punkt  1.1  vorgetragen,  mit den erforderlichen Ergänzungen  für 
den Bebauungsplan Nr. 173 – Ulrichstraße neu zu fassen. 
 

 
2. Für den restlichen Bereich soll ein Rahmenplan erstellt werden 
 

Die bisherige Beteiligung der Bürger hat gezeigt, dass eine Bauleitplanung mit der darin 
enthaltenen Regelungsdichte die vorstellbaren Entwicklungen der Grundstückseigentümer 
sowohl im zeitlichen als auch im planerischen Ablauf weit übersteigt. Um ein schlüssiges 
Gesamtkonzept für die Bebauung entlang der Ulrichstraße zu sichern, will sich die Stadt 
Ebersberg eine Beurteilungsgrundlage für evtl. Bauwünsche nach § 34 BauGB in diesem 
Bereich erarbeiten. Im Einzelfall wird zu prüfen sein, ob das Instrument des Rahmenplanes 
für die Genehmigung ausreichend sein wird. Andernfalls könnte nach Veränderungssperre 
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ein Bebauungsplanverfahren über Teile oder auch den Gesamtumgriff des Rahmenplanes 
zügig durchgeführt werden. 
Der Geltungsbereich des Rahmenplanes umfasst die Grundstücke mit den Flurnummern  
88/1,  90 Teilfläche,  90/2 und 145/2  der Gmkg. Ebersberg. 
 
 
2.1. Die Beschlüsse vom 17. 10. 2006 werden im Folgenden für den Rahmenplan neu 
gefasst. 
 
Städtebauliches Konzept 
Dies sieht eine teilweise geschlossene dreigeschossige Bebauung entlang der Ulrichstraße 
mit Laden- und Gewerbenutzung vor. Dahinter ist Wohnen in Mehrfamilien- oder Reihen-
häusern bzw. Doppel- oder Einzelhäusern geplant. Durch die unmittelbare Nähe zur 
Stadtmitte muss der Städtebau urbanen Charakter aufweisen. 
 
Grenzbebauung 
Es ist jeweils nur einseitige Grenzbebauung an den Westgrenzen der Grundstücke Fl. Nr. 
86, 88/1 und 90, Gmkg. Ebersberg, zulässig bzw. unveränderte Grenzbebauung beidseitig 
bei Fl. Nr. 90/2 und ostseitig bei 145/2, Gmkg. Ebersberg. 
 
Abstandsflächen 
Abstandsflächen nach BayBO bzw. nach Bebauungs- oder Rahmenplan jeweils an den 
Ostseiten von Fl. Nr. 86, 88/1 und 90, Gmkg. Ebersberg mit der Maßgabe, dass 
erdgeschossige Bebauung mit flachem oder flach geneigtem Dach (z. B. Garage oder 
überdachte Tiefgaragen-Zufahrt) zulässig ist. 
 
Öffentliche Zugänge und Zufahrten 
Für eine spätere Umfahrt für Feuerwehr- und Rettungsfahrzeuge auf die Fläche der Fl. Nr. 
88/1, wird der Wendehammer auf Fl. Nr. 86 höhenmäßig so angelegt, dass eine Anbindung 
an das Nachbargrundstück möglich ist. 
Die Erschließung der südlichen Grundstücksteile ist bei unverändertem 
Grundstückszuschnitt sowohl für den Bestand als auch für die im Rahmenplan vorgesehene 
Bebauung auf den jeweiligen Grundstücken möglich. 
Wendemöglichkeiten oder Anbindungen an die Nachbargrundstücke sind im weiteren 
Planungsverlauf zu klären.  
 
Fuß- und Radweg 
Die Weiterführung des Fuß- und Radweges wird über die Fl. Nr. 88/1 bis zur westlichen 
Grenze der Fl. Nr. 90 dargestellt.  
 
Tiefgaragen-Zufahrten 
Die Tiefgaragen-Zufahrt soll mit gegenseitigen Durchfahrtsrechten für alle Grundstücke 
gesichert werden, sodass langfristig bei (auch abschnittsweiser) Realisierung einer 
Gesamttiefgarage die Ein- bzw. Ausfahrt von Osten und Westen ermöglicht wird. Zusätzliche 
Ein- und Ausfahrten nach Norden zur Ulrichstraße wären dann möglich, aber nicht 
erforderlich. Nach derzeitiger Sachlage ist diese Sicherung in ihrer Gesamtheit nicht 
erreichbar, weshalb im Bereich des Rahmenplanes eine Lösung angestrebt wird, die sowohl 
Einzeltiefgaragen auf jedem Grundstück als auch eine Zusammenführung der Tiefgaragen 
ermöglicht und gleichzeitig die Erschließung der südlichen Grundstücksteile zulässt.  
 
Straßenseitige Gebäudeflucht 
Die straßenseitige Gebäudeflucht des Bestandes soll erhalten bleiben und somit möglichst 
keine Abtretung von Flächen für Gehweg, Park- und Grünstreifen stattfinden.  
Auf eine Verschwenkung der Ulrichstraße nach Norden wird aufgrund der zu erwartenden 
hohen Kosten für Anschnitt und Absicherung der Böschung verzichtet. Der Umgriff des 
Rahmenplanes wird entsprechend zurückgenommen. Ein Grünstreifen mit Parkbuchten, wie 
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in der städtebaulichen Studie des Büros Immich vorgesehen, ist damit auf der südlichen 
Seite der Ulrichstraße nicht mehr möglich. 
 
Bestandsschutz 
Die bestehenden Gebäude sollen grundsätzlich Bestandsschutz genießen. Bei einer 
rahmenplankonformen Bebauung erlischt der Bestandsschutz. Es muss über eine Lösung 
nachgedacht werden, inwieweit der Bestandsschutz bei teilweiser Realisierung zu erhalten 
ist. 
 
Baurecht nach § 34 BauGB 
Grundsätzlich soll der Rahmenplan das derzeit anzuwendende Baurecht nach § 34 BauGB 
nicht einschränken. Als südliche Grenze der Bebaubarkeit bzw. nördliche Grenze der Grün- 
flächen wird die südliche Flucht des bestehenden Gebäudes auf Fl. Nr. 87 (Zwingler) heran- 
gezogen. Dies entspricht früheren Beschlüssen des Stadtrates Ebersberg. 
 
Verfahrensbeteiligung 
Die beteiligten Grundstückseigentümer sollen am Verfahren direkt beteiligt werden, d. h. in 
gleicher Weise wie die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange. 
 
Kostenübernahme 
Für die Grundstückseigentümer soll keine Kostenübernahme anfallen, da in absehbarer Zeit 
(10 Jahre) keine Bauwünsche bestehen. 
 
Es ist zu bemerken, dass aufgrund der gemeinsam erfolgten Vorgespräche vor Ort und in 
der Verwaltung seitens der Beteiligten eine spürbare Verbesserung der Akzeptanz für die 
Aufstellung eines Rahmenplanes feststellbar ist. Die dargestellten Ziele und Wünsche sind 
als Empfehlungen und Anregungen zu sehen, die so umfassend wie möglich in den 
Planentwurf eingearbeitet werden.  
 
Die Verwaltung empfiehlt, das Verfahren wie von Architekt Baumann erläutert 
weiterzuführen.  
Der Rahmenplan setzt die übergeordneten Planungsziele der Stadt Ebersberg fest und dient 
ihr als Grundlage für alle weiteren Planungen, wie Teilbebauungspläne und 
Einzelbauvorhaben. 
Der Rahmenplan ist eine informelle Planung mit dem Charakter einer freiwilligen 
Selbstbindung durch Beschluss des Stadtrates.  
Er durchläuft keine öffentlichen Verfahren, sondern wird im Bebauungsplanverfahren Nr. 173 
– Ulrichstraße nachrichtlich dargestellt und fortgeschrieben. 
Der Geltungsbereich des Rahmenplanes umfasst die Grundstücke Flurnummern 88/1, 90 T, 
90/2 und 145/2 der Gmkg. Ebersberg 
Die Auftragsvergabe ist bereits erfolgt an Architekten Hans Baumann & Freunde, Falkenberg 
24, 85665 Moosach. 
 
Einstimmig mit  9 : 0  Stimmen beschloss  der Technische Ausschuss den Geltungsbereich 
mit den Flurnummern  88/1,  90 Teilfläche,  90/2 und 145/2 der Gmkg. Ebersberg 
als Rahmenplan weiterzuführen, Punkt 2. 
 
Einstimmig mit  9 : 0  Stimmen beschloss  der Technische Ausschuss die Beschlüsse vom 
17.10.2006,  wie unter  Punkt  2.1  vorgetragen,  mit den erforderlichen Ergänzungen für den 
Rahmenplan  weiterzuführen.  
 

Er durchläuft keine öffentlichen Verfahren, wird aber im Bebauungsplanverfahren Nr. 173 – 
Ulrichstraße nachrichtlich dargestellt und fortgeschrieben. 
 
 






